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ANTRAG

auf staatliche Anerkennung als Einrichtung der Weiterbildung

Hiermit wird gemäß § 6 Absatz 1 Weiterbildungsgesetz (WBG M-V) vom 28.04.1994 (GVOBl. 1994, S. 555) die Anerkennung als Einrichtung der Weiterbildung beantragt.


	1. 
	Name des Trägers:
	     

	
	
	     

	
	Anschrift des Trägers:
	

	
	
	     


	2. 
	Rechtsform des Trägers:

	
	

	
	Der Träger ist juristische Person des öffentlichen Rechts:
	JA  FORMCHECKBOX 

	NEIN  FORMCHECKBOX 


	
	


	
	Nummer der Eintragung in das Vereins- oder Handelsregister des zuständigen 

	
	Amtsgerichts:
	

	
	

	
	Sonstige Rechtsform mit genauer Angabe:
	


	2.1. 
	Name der Einrichtung, für die die Anerkennung beantragt wird:

	
	

	
	

	
	

	
	Anschrift der Einrichtung, für die die Anerkennung beantragt wird:

	
	

	
	

	
	Telefon-Nr.:
	
	Telefax:
	

	
	E-Mail:
	

	
	

	
	Befindet sich die Einrichtung in kommunaler od. freier Trägerschaft:
	JA  FORMCHECKBOX 

	NEIN  FORMCHECKBOX 


	
	

	
	Nummer der Eintragung in das Vereins- oder Handelsregister des zuständigen

	
	Amtsgerichts:
	

	
	

	
	Sonstige Rechtsform mit genauer Angabe:
	


	2.2. 
	Die Einrichtung unterhält folgende Nebenstellen:

	
	Name:
	

	
	
	

	
	Anschrift:
	

	
	
	     


	3. 
	Vertretungsberechtigte Person/en:

	
	Name, Vorname:
	

	
	

	
	Geb.-datum und- ort:
	

	
	

	
	Staatsangehörigkeit:
	


	4. 
	Personelle Ausstattung:

	4.1. 
	Die Einrichtung wird geleitet durch:

	
	

	
	Name, Vorname:
	

	
	

	
	Anschrift:
	

	
	
	

	
	(beruflichen Werdegang und Hochschulzeugnis als Anlage beifügen)


	4.2. 
	Hauptberuflich tätige Dozenten:
	

	
	(beruflichen Werdegang und zusätzlich erworbene Qualifikationen als Anlage beifügen)


	4.3. 
	Anzahl der nebenberuflich tätigen Dozenten:
	


	5. 
	Die Antragstellende Einrichtung wird seit
	
	betrieben.

	
	
	(Tag, Monat, Jahr)
	


	6. 
	Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt hiermit, dass die Einrichtung allen Interessenten offen steht.


	7. 
	Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt hiermit, dass die Einrichtung innerhalb der letzten drei Jahre keinen Abbruch einer Maßnahme der beruflichen Weiterbildung zu vertreten hatte.


	8. 
	Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt hiermit, dass die Einrichtung über die nachfolgende sächliche Ausstattung verfügt:


	8.1. 
	
	Anzahl
	Gesamtfläche in qm
	qm/Raum

	
	Unterrichtsräume
	
	
	

	
	Labore und Kabinette
	     
	     
	     

	
	Sozialräume
	     
	     
	     

	
	Werkstätten
	     
	     
	     

	
	
	
	
	


	8.2. 
	Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt hiermit, dass o.g. Räume den 

erforderlichen medialen und technischen Ausstattungsstandards sowie die Werkstätten der  Arbeitsstättenverordnung entsprechen.


	9. 
	Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt hiermit, dass er/sie in den letzten zwei Jahren nachfolgende öffentliche Fördermittel erhalten hat:

	
	

	
	Jahr:
	
	Art des Zuschusses:
	
	Summe:
	

	
	Jahr:
	
	Art des Zuschusses:
	
	Summe:
	


	10. 
	Auszug aus dem Wirtschaftsplan (als Anlage dem Antrag beifügen)


	11. 
	Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt hiermit, dass alle vorstehenden Angaben und die dem Antrag beigefügten Unterlagen vollständig sind und der Wahrheit entsprechen.


	12. 
	Der Antragsteller/die Antragstellerin verpflichtet sich, der Antrag bearbeitenden Stelle des Landes Mecklenburg-Vorpommern auf Anfrage zusätzliche Auskunft über Bildungsziele und -inhalte, Organisations- und Arbeitsformen, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, Teilnehmerstruktur und Personal zu geben.


	13. 
	Der Antragsteller/die Antragstellerin ist damit einverstanden, dass die von ihm/ihr gemachten Angaben einschließlich personenbezogener Daten entsprechend den datenschutzrechtlichen Bestimmungen durch die zuständigen Behörden gespeichert werden.



Ort, Datum




Unterschrift(en) vertretungsberechtigter Person(en)

Dem Antrag sind nachfolgend aufgeführte Unterlagen als Anlagen beizufügen:
1. die Satzung bzw. der Gesellschaftervertrag sowie ein Auszug aus dem amtlichen Register (original beglaubigte Kopie) und ggf. ein Nachweis der Gemeinnützigkeit (original beglaubigte Kopie),

2. eine Aufstellung über die zum Zeitpunkt der Antragstellung durchgeführten (der letzen zwei Jahre) und angebotenen Weiterbildungsveranstaltungen sowie deren methodisch-didaktisches Konzept, zwei Exemplare der gedruckten Veranstaltungsprogramme,

3. ein Muster der Fortbildungsvereinbarung zwischen der Einrichtung und den Teilnehmern,

4. eine Übersicht, zu welchen staatlichen oder staatlich anerkannten Abschlüssen die Veranstaltungen führen und durch welche Stelle die Prüfungen abgenommen werden,

5. Muster über weitere Bescheinigungen und Zertifikate, welche die Einrichtung ausstellt,

6. Nachweis des Teilnehmerschutzes gem. § 8 WBG M-V (erforderliche Vorbereitung der Teilnehmer, Zulassungsvoraussetzungen für eine Prüfung, Teilnahmegebühren, Kündigungs- und Rücktrittsmodalitäten),

7. Aufstellung über die personelle Ausstattung (Leiter, hauptberufliches Personal, nebenberufliches Personal), Werdegang des Leiters mit Hochschulzeugnis, Werdegang und zusätzlich erworbene Qualifikationen des hauptberuflichen  Personals,

8. eine Aufstellung über die in den letzten zwei Jahren vor der Antragstellung durchgeführten sowie im Anerkennungszeitraum geplanten Weiterbildungsmaßnahmen für die pädagogischen Mitarbeiter der Einrichtung,

9. bei Einrichtungen, deren Träger nicht nur in der Weiterbildung tätig sind, eine Erklärung nebst Satzung, dass die Einrichtung der Weiterbildung als unselbständige Anstalt oder als Sondervermögen mit eigener Rechnung geführt wird,

10. den Wirtschaftsplan der Einrichtung,

11. eine Aussage zu den Mitwirkungsmöglichkeiten des pädagogischen Personal bei der Planung und Durchführung von Weiterbildungsmaßnahmen sowie
12. eine formlose Erklärung, dass sich die Einrichtung an bestehende Gesetze hält und ihre Veranstaltungen in Form und Inhalt der durch das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und die Landesverfassung von Mecklenburg-Vorpommern definierten Werteordnung nicht entgegenstehen.
Hinweise:

· Es ist der Nachweis zu erbringen, dass die sächliche Ausstattung (auch für gemietete Räume) den Inhalten und den Zielstellungen der Veranstaltungen entspricht.

· Bei einer Vielzahl von gleichen Veranstaltungen kann exemplarisch ein methodisch-didaktisches Konzept eingereicht werden.


Führt eine Einrichtung eine Vielzahl von Weiterbildungsmaßnahmen verschiedener Formen durch (politische Bildung), so ist das methodisch-didaktische Konzept der Einrichtung darzustellen.

